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Die Stadt Miinchen férdert innovatives genossenschaftliches Bauen. Dazu z3hlt die Siedlung Fritz-Winter-Strasse 3 +7 im Domagkpark, einem
neuen Wohnquartier auf dem Areal der ehemaligen Funkkaserne. Ein Schwerpunkt des Projektes war die Schaffung von Wohnraum fiir junge
Menschen (Bautrigerin: Wogeno Miinchen eG; Architektur: Arbeitsgemeinschaft FUNK WA10 Zwingel Dilg Farbinger Rossmy, Miinchen).

Stadtbauritin Elisabeth Merk iiber die Miinchner Wohnpolitik

«Wir konnen den
Genossenschaften nicht
alles aufs Auge drucken»

Miinchen wichst - und verzeichnet gleichzeitig eine enorme Steigerung der Bodenpreise.
Die Wohnpolitik zielt deshalb nicht nur auf einkommensschwache Personen ab. Vielmehr will
man auch die Mitte der Gesellschaft in der Stadt halten. Dafiir setzt die 6ffentliche Hand
insbesondere auf die Genossenschaften. Trotz verschiedenen Grossprojekten und einem
Fordertopf, der mit 1,1 Milliarden Euro gefiillt ist, konstatiert Stadtbaurétin Elisabeth Merk:
Alle Massnahmenpakete sind nur ein Tropfen auf den heissen Stein.

Interview: Claudia Thiesen

Bild: Michael Heinrich




Wohnen: Sie sind in Miinchen als Stadtbau-
rétin fiir den Bereich Wohnungsbau verant-
wortlich. Vor welchen Herausforderungen
stehen Sie?

Elisabeth Merk: Uns beschiftigt vor allem das
Thema, geniigend bezahlbaren Wohnraum be-
reitzustellen fiir eine wachsende Bevolkerung.
Miinchen hat stetige positive Wachstumsprog-
nosen. Die Metropolregion, also Stadt und Um-
land, wird bis 2030 um 250000 Menschen und
entsprechend viele Arbeitsplidtze anwachsen.

Wie reagieren Sie auf diese Prognose?

Wenn wir iiber Stadtentwicklung und Wohn-
raum sprechen, wird es immer wichtiger, regio-
nal zu denken. In Deutschland haben Kommu-
nen grosse Autonomie und Planungshoheit.
Nur wenige Teile der Raumordnung werden
interkommunal geregelt. Wir suchen seit meh-
reren Jahren verstiarkt Kooperationen mit den
Gemeinden im Umland. Dazu haben wir meh-
rere Biindnisse entwickelt, und jedes Jahr fin-
det die regionale Wohnbaukonferenz statt.
Dort bestimmen wir gemeinsam die Schliissel-
faktoren. Eine grosse Stellschraube fiir bezahl-
bares Wohnen ist nebst der Mobilitit die sozia-
le Infrastruktur. Es reicht eben nicht, einfach
Wohnungen zu bauen, sondern es braucht
auch neue Schulen, Kindergérten usw. Aus die-
sem Grund sehen viele Gemeinden im Umland
keinen Handlungsbedarf, Wohnraum zur Ver-
fiigung zu stellen, denn sie miissten ebenfalls in
ihre Infrastruktur investieren. Das heisst, jeder
neue Einwohner generiert erst einmal Kosten.
Die Zeiten wie die 1970er Jahre, wo jede Kom-
mune wachsen wollte und dafiir einfach neues
Bauland ausgewiesen hat, sind vorbei.

Miinchen ist bekannt fiir weitreichende For-
derprogramme zur Erhaltung der «Miinch-
ner Mischung», also sozial durchmischter
Stadtquartiere.

Ja, seit Jahren bauen wir unsere wohnungspoli-
tischen Handlungsprogramme aus. Aktuell ste-
hen mit «Wohnen in Miinchen VI» 850 Millio-
nen Euro stiddtische Eigenmittel zur Verfiigung.
Wenn wir die 250 Millionen Sonderprogramme
und entgangene Einnahmen durch vergiinstig-
te Grundstiicke einbeziehen, kommen wir auf
1,5 Milliarden Euro Finanzpower, das ist schon
eine grosse Nummer. Die unterschiedlichen
Forderprogramme sind im Detail relativ kom-
pliziert. Sie unterscheiden nach Miete oder Ei-
gentum und sind abgestuft nach Einkommens-
grenzen. Das Programm «Wohnen fiir alle»
wurde vor einem Jahr vom Stadtrat verabschie-
det und sieht den Bau von rund 3000 Wohnun-
gen innerhalb von vier Jahren fiir einkommens-
schwache Gruppen vor. Aber das Hauptziel ist,
die Mitte der Gesellschaft in der Mitte der Stadt
zu halten. Deswegen richtet sich die Férderung
an mebhr als fiinfzig Prozent der Bevolkerung.
Grund ist die extreme Bodenpreisentwicklung,
die es auch fiir den Mittelstand schwer macht,

bezahlbaren Wohnraum zu finden. Wichtig ist
auch das Instrument «sozialgerechte Boden-
nutzung» (Sobon), mit dem Grundeigentiimer
zwei Drittel ihres Gewinns in Infrastruktur in-
vestieren miissen, sich also an den Folgekosten
der Planung beteiligen.

Viele Grossstédte konnen rein mit Neubau-
tétigkeit das Wohnungsproblem nicht l16sen,
weil gleichzeitig grosse Bestinde aus der
Mietpreisbindung fallen. Damit kénnen
Eigentiimer die Mietzinse neu festlegen

und verdréngen alteingesessene Mieter.

Das ist in der Tat ein riesiges Problem. Viele
Projekte aus dem Wachstumsschub der 1970er
Jahre entfallen nun aus der Bindung. Wir reden
hier von 18000 Wohnungen. Mit

dem Instrument «Konzeptionel-

ler Mietwohnungsbau» zielen wir @ Hauptziel lSt, die Mitte
der Gesellschaft in der
Verkehrswert, also nicht zum  Mitte der Stadt zu halten.»

auf das frei finanzierte Segment.
Die Grundstiicke werden zum

Marktwert, abgegeben, aber mit

einer langen Mietpreisbindung

von 60 Jahren statt der iiblichen 25 ausgeschrie-
ben. Das ist fiir private Investoren wenig attrak-
tiv, aber fiir Genossenschaften erwéchst hier
ein zusatzliches Feld.

Profitieren denn Genossenschaften von bes-
seren Konditionen bei der Vergabe von Land?
Sie profitieren grundsétzlich von grosseren Fla-
chenkontingenten, denn der Stadtrat hat be-
schlossen, 20 bis 40 Prozent

der freiwerdenden Fldchen

privilegiert an Genossenschaf- Zur Person

ten zu vergeben. Entschei-
dend sind gute Konzepte, die
Schwerpunkte bestimmen die
Genossenschaften. Das kon-
nen beispielsweise autofreie
Siedlungen, Frauenwohnen
oder nachbarschaftsbasierte
Konzepte sein. Momentan ar-
beiten wir an Ausschreibun-
gen fiir 2500 Wohneinheiten,
die fiir genossenschaftliches
Bauen reserviert sind. Wir be-
wundern die Projekte in der
Schweiz und sehen da einen
grossen Motor. Daher gibt
es auch seit 2015 die Mitbau-

zentrale, eine Beratungsstelle
fiir gemeinschaftsorientiertes
Wohnen.

Ko6nnen Sie mit diesem doch
recht umfangreichen Mass-
nahmenpaket das Problem
l6sen?

Natiirlich ist das alles ein
Tropfen auf den heissen Stein.
Das klingt immer alles so toll.
Aber wir haben ein echtes

Elisabeth Merk, Prof. Dr. (I), Architektin
und Stadtplanerin, ist seit 2007 Stadt-
bauratin und Leiterin des Referates fiir

Stadtplanung und Bauordnung in Miinchen.

Die gebiirtige Regensburgerin leitete von
2000 bis 2006 den Fachbereich Stadtent-
wicklung und Stadtplanung in Halle /Saale,
wo sie mit den Themen Abwanderung und
schrumpfende Stadt konfrontiert war. Seit
2009 ist sie Honorarprofessorin an der
Hochschule fiir Technik in Stuttgart.
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Bild: GSP Architekten

Auf dem Areal der Prinz-Eugen-Kaserne wird ein Konsortium von Genossenschaften, stidtischen
Wohnungsbaugesellschaften sowie privaten Investoren und Baugemeinschaften 1800 Wohnungen erstell

Problem, geniigend Wohnungen zu bringen,
obwohl jahrlich 6000 bis 8000 Wohnungen ge-
baut werden. Miinchen wichst stetig, und der
Wohnraumbedarf steigt auch pro Person. Ich
habe neulich ein dickes, handgeschriebenes
Manifest gefunden im Schrank: «Der Miinch-
ner Wohnungsbau II» von 1963, und, ehrlich
gesagt, ich hitte es abschreiben kénnen. Miin-
chen hat eine lange Tradition von Stadtent-
wicklung und Stadtplanung. Aber wir sind im-
mer hinterher. Das, was viele sich wiinschen,
schaffen wir schlichtweg nicht, und das hat klar
mit einer Frage zu tun, die damals schon aktuell
war: der Bodenrechtsfrage. Und die ist nicht in
der Hoheit der Stddte oder Lander, sondern des
Bundes. Aber fiir grundlegende Anderungen
gibt es trotz politischem Druck der Stddte keine
politischen Mehrheiten.

Welchen Umgang pflegt Miinchen mit seiner
Ressource Boden, und wie sieht es mit Reser-
ven aus?

Die Stadt Miinchen hat {iber 20 bis 30 Jahre re-
lativ erfolgreich versucht, mit der Ressource
Boden umzugehen. Wir haben im grossen Stil
ein Flichenrecycling hinter uns, alle freien
Bahnfldchen sind heute Wohngebiete. Alle auf-
gegebenen Kasernenflichen haben wir umge-
wandelt in Mischgebiete mit Wohnen und Ar-
beiten. Die letzten Kasernenfldchen bebauen
wir gerade. Aber in der Metropolregion Miin-
chen, also im Bundesland Bayern, gibt es
durchaus noch grosse Areale, die als Ausliefe-
rungslager von Coca Cola oder Amazon genutzt
sind, und die kénnten natiirlich sehr gut entwi-
ckelt werden, wenn die Anbindung an den 6f-
fentlichen Nahverkehr verbessert wiirde. Da-
her werben wir ja auch fiir eine starkere Raum-
ordnung auf Landerebene.

Gibt es Bemiihungen, den stidtischen Anteil
zu erh6hen durch Umzonungen oder Land-
erwerb?

Ich bin seit zehn Jahren Stadtbauritin. Als ich
kam, 2007, das war noch vor der Finanzkrise,

hat die Stadt Grundstiicke verkauft. Das ist vor-
bei. Wir geben nur noch im Erbbaurecht ab.
Obwohl das von Genossenschaften nicht nur
begriisstwird auch aufgrund der niedrigen Zin-
sen fiir Kredite, die derzeit den Kauf von Bau-
land erleichtern. Aber die Stadt mochte sich
diese Eingriffsreserve erhalten. Und wir gehen
noch weiter: Das deutsche Baugesetz ermdog-
licht die sogenannte stddtebauliche Entwick-
lungsmassnahme. Dort kénnen wir den Boden-
preis einfrieren. Zwar miissen wir dann das Ge-
biet auch beplanen und mit den Eigentiimern
verhandeln, denn Enteignung wére Ultima Ra-
tio, die eigentlich nicht durchsetzbar ist, aber
wir konnen Spekulationsprozesse verhindern
und Eigentiimer dazu bringen, zu kooperieren.
Wir stellen vermehrt fest, dass Flachen, die lan-
ge iiberhaupt kein Thema waren fiir Spekula-
tion, zum Beispiel im Griingiirtel rund um Miin-
chen, nun gekauft werden mit der Hoffnung,
dass dort vielleicht irgendwann Bauland ausge-
wiesen wird. Wir versuchen in zwei Gebieten im
Norden und Osten der Stadt mit der oben er-
wihnten Massnahme dagegenzuhalten.

Die Stadt Ziirich stellt bei der Vergabe von
Baurecht auch Bedingungen zu Energiestan-
dards. Ist das in Miinchen dhnlich?

Wir schreiben zwingend Mobilititskonzepte
vor, auch Nachbarschafts- und soziale Mass-
nahmen. Und natiirlich gibt es energetische
Auflagen in Form eines 6kologischen Kriterien-
katalogs. Doch ich denke, wir haben hier ein
Limit erreicht, und es macht keinen Sinn, mit
einem nur noch geringen Wirkungsgrad die
Gebdude immer weiter energetisch zu optimie-
ren. Auf dem Areal der Prinz-Eugen-Kaserne
experimentieren wir deswegen mit Holzbau
und tun etwas fiir Nachhaltigkeit und Asthetik.
Fiir 500 Wohnungen besteht die Auflage «Holz-
bau». Hier arbeiten wir mit der TU Miinchen
und der Ruhruniversitdt Bochum zusammen.
Der Stadtrat hat 13,6 Millionen Euro fiir die Be-
zuschussung der Holzbauweise bereitgestellt.
Anfangs herrschte grosse Skepsis, jetzt stellen



wir in den Ausschreibungen fest, dass die Bau-
tréger tolle Holzbaukonzepte vorschlagen.

Ziirich hat von der Bevilkerung den Auftrag,
den Anteil gemeinniitziger Wohnungen von
25 auf 33 Prozent zu erh6hen, wobei Genos-
senschaften eine wichtige Rolle spielen.

Der Marktanteil in Miinchen betrégt zwischen
acht und zehn Prozent. Die traditionellen Ge-
nossenschaften wurden alle um die Jahrhun-
dertwende des letzten Jahrhunderts gegriindet,
haben sich in den letzten zwanzig Jahren aber
nicht gerade durch grosse Innovationen ausge-
zeichnet. Aber es gab einige Neugriindungen,
die bekanntesten sind Wogeno und Wagnise.G.,
die mit ihren Projekten {iber Miinchen hinaus
Schule machen. Die Stadt mochte das neue ge-
nossenschaftliche Bauen ganz stark fordern
und strebt einen Marktanteil von dreissig Pro-
zent an.

Sehen Sie die jiingeren Genossenschaften
auch als Akteure einer nachhaltigen Stadt-
entwicklung?

Aufder Bezugsgrosse Stadtquartier konnen Ge-
nossenschaften einen Mehrwert schaffen. Sie
haben ein rechtlich basiertes System von Mit-
bestimmung und Verantwortung. Sie generie-
ren gute soziale Mischungen. Konzepte und
Qualitét sichern wir juristisch iiber stddtebauli-
che Vertrdge ab und kénnen deswegen auch
anders férdern. Genossenschaften bieten Mog-
lichkeiten, sich zu engagieren, was Individuen
in einer Stadtgesellschaft eigentlich wollen,
aber nicht attraktiv finden, wenn es traditionell
organisiert ist wie in Vereinen.

Bei der Entwicklung grosserer Areale setzen
Ziircher Genossenschaften zunehmend auf
Kooperationen, auch um Risiken abzufedern
oder voneinander zu profitieren.

Ich sehe einen wirklichen Innovationsschub
bei zwei Themen: Wir wollen die Traditionsge-
nossenschaften dazu bringen, mit Jungen, In-
novativen in Kooperationen einzusteigen. Die
alten Genossenschaften haben ja Bestdnde, das
heisst Grund und Boden. Aber sie haben nicht
das Know-how, neu zu bauen, und scheuen das
Risiko. Landgabe erméglicht den Jungen eine
sichere Finanzierung, die Traditionellen ver-
jiingen sich. Am Anfang haben sie das kritisch
bedugt, aber so langsam bewegt sich etwas. Die
zweite Schiene ist der Einbezug der grossen
Unternehmen, wie BMW oder Siemens, oder
auch von Mittelstdndlern, die fiir ihre Arbeiten-
den Wohnungen suchen. Die wollen wir ins
Boot holen, indem sie sich an einer Genossen-
schaft beteiligen.

Gibt es bereits Modellprojekte?

Eins der interessantesten Pilotprojekte entsteht
zurzeit auf der Fliche der Prinz-Eugen-Kaser-
ne. Fiir die 1800 Wohnungen haben sich ohne
Zutun der Stadt Genossenschaften, die stadti-

schen Wohnungsbaugesellschaften sowie pri-
vate Investoren und Baugemeinschaften zu-
sammengeschlossen und als Konsortium ge-
meinsam beworben. Sie erarbeiten Konzepte
fiir Mobilitdt und Nachbarschaft, die eine Ge-
nossenschaft allein nicht entwickeln kann. In
der Quartierentwicklungsidee steckt meiner
Meinung nach viel Potential, und deswegen
halte ich dieses Konsortiumsmodell fiir verfol-
genswert und kann mir vorstellen, dafiir in Be-
bauungspldnen mehr Spielraum zu lassen.

Die Genossenschaften iibernehmen Aufga-
ben der Kommune und mehr Verantwortung
als private Investoren?

Schon, aber wir kénnen Genossenschaften
auch nichtalles aufs Auge driicken, was der Rest
der Welt nicht hinkriegt. Wir haben ja auch noch
nicht so viele Projekte, dass das schon eine kri-
tische Masse wire. Seit den 1970er Jahren bauen
wir dezentrale Sozialversorgungseinrichtun-
gen, das heisst, wir haben mittlerweile in fast
allen 25 Stadtbezirken Sozialbiirgerhduser, Kul-
turbiirgerhduser oder Bildungseinrichtungen,
und die decken viele Bediirfnisse ab. Ich bin der
Meinung, dass wir den Genossenschaften die
Freiheit geben miissen, das zu
tun, was sie wollen, denn so ent-
steht Vielfalt. Und natiirlich kon-
nen sie nicht die normalen Aufga-
ben einer Kommune iiberneh-
men. Aber sie unterstiitzen uns.
Sie nehmen uns aber auch in die
Pflicht. Die Prozesse mit Wagnis
e.G. waren ja auch nicht immer nur Kuschel-
kurs, die haben sich auch hartan uns abgearbei-
tet. Nicht weil wir halsstarrig sind, sondern weil
wir viele biirokratische Hiirden erst mal beisei-
teschaffen miissen. Ich habe aber schon den
Eindruck, dass wir lernfdhig sind und versu-
chen, die Rahmenbedingungen flexibler zu hal-
ten, so dass auch mehr moglich wird. Zumin-
dest sehe ich das als unsere Aufgabe. Ob es ge-
lingt, ist dann nochmal eine andere Frage.

Wenn Sie auf Ihre bisherige Arbeit zuriickbli-
cken und gleichzeitig einen Blick in die Zu-
kunft wagen, wodurch wird Ihre Ara der
Stadtentwicklung geprigt sein?

In den letzten zehn Jahren ging es sehr stark um
die Frage, wie Stadtgestaltung, oOffentlicher
Raum oder Mitgestaltung noch einmal eine an-
dere Qualitét erreicht. Ich werbe sehr fiir ande-
re Formen, dafiir, auch mal Informelles zu wa-
gen. Wir arbeiten zum Beispiel mit Rahmenpla-
nen, die rechtlich gar nicht so tragfdhig sind.
Und dafiir, dass Stddtebau in regionaler Koope-
ration funktionieren muss. Die gesellschaftli-
chen Tendenzen haben schon den Fokus der
Idee von sozialer Stadt, in der nicht nur Infra-
struktur, sondern auch soziale Mitbestimmung
wesentlich ist. Aber es ist schon ein dickes Brett,
das wir da bohren. Wie erfolgreich wir sind,
diirfen dann meine Nachfolger beurteilen. =

«Ich werbe sehr dafiir,
auch mal Informelles zu

wagen.»
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	"Wir können den Genossenschaften nicht alles aufs Auge drücken"

